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Unterrichtung 
durch die Präsidentin der Bürgerschaft 

Betr.: Volksinitiative „Rettet Hamburgs Grün – Klimaschutz jetzt!“ 

Der Präsident des Senats hat mir mit Schreiben vom 15. September 2021 gemäß § 3 
Absatz 3 des Volksabstimmungsgesetzes mitgeteilt, dass dem Senat am 15. Septem-
ber 2021 die Durchführung der Volksinitiative „Rettet Hamburgs Grün – Klimaschutz 
jetzt!“ angezeigt wurde. 

Der Wortlaut der Initiative ergibt sich aus der beigefügten Anlage.  

Mit Schreiben vom 20. Dezember 2021 hat mir der Präsident des Senats gemäß § 5 
Absatz 1 Satz 2 des Volksabstimmungsgesetzes mitgeteilt, dass dem Senat am  
20. Dezember 2021 zwölf Ordner mit nach Angaben der Initiatoren 14.293 Unterschrif-
ten eingereicht wurden. 

Carola Veit  
Präsidentin 

 

 

Anlage 



An den 
Senat der Freien und Hansestadt Hamburg 
Rathaus 
20095 Hamburg 

Anzeige der Volksinitiative "Rettet Hamburgs Grün --- Klimaschutz jetzt!" 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

hiermit zeigen wir heute offiziell entsprechend § 3 des Volksabstimmungsgesetzes 
die Volksinitiative „Rettet Hamburgs Grün — Klimaschutz jetzt!" an. Die 
entsprechende Vorlage inkl. Begründung liegt diesem Schreiben bei. 

Initiator ist die Bürgerinitiative „Rettet das Diekmoor!". Am 2. August 2021 wurden 
einstimmig nachfolgende Personen als Vertrauenspersonen für die Volksinitiative 
gewählt: 

Herr Joachim Lau 

Frau Lore Heering 

Herr Michael Heering 

Für Rücktragen stehen Ihnen auch die Koordinationsstelle der Volksinitiative, 
infoPrettet-harnburgs-gruen.de oder aber auch die Vertrauenspersonen direkt gern 
zur Verfügung. 

Der Beginn der Sammlung ist der 15. September 2021. 

Mit freundlichen Grüßen 

- 

Joachim Lau 

/NOW 

Lore Heering Michael Heering 

Hamburg, den 15. September 2021 
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Unterschriften-
Lrstennurnrrer. RETTET HAMBURGS GRÜN 

IMA,SCHUTZ JETZT 

Lfd. 
Nr. PLZ 

Datum Geburts-
jahr 

Amtliche 
vermerke 

Unterschrift Familienname, 
Vorname 

Straße und Hausnummer der Haupt-
bzw. alleinigen Wohnung in Hamburg 

1 

2 

3 

4 

5 

Volksinitiative »Rettet Hamburgs Grün - Klimaschutz jetzt:« 
zu der Vorlage zu folgendem Gegenstand der politischen Willensbildung 

»Rettet Hamburgs Grün - Klimaschutz jetzt!« Senat und Bürgerschaft unternehmen unverzüglich alle notwendigen Schritte, damit 

in großflächigen Grün- und Landwirtschaftsflächen in Hamburg keine neuen Baugebiete durch Bebauungspläne ausgewiesen werden. 
Großflächige Grün- und Landwirtschaftsflächen sind solche Flächen, die zum 1. September 2021 im Amtlichen Liegenschaftskatasterinformationssystem 
als »Sport-, Freizeit- und Erholungsfläche«, als »Gehölz, Wald« oder als »Landwirtschaft« ausgewiesen sind und die einzeln oder im Verbund die Größe von 

einem Hektar überschreiten. Als angrenzend gelten auch solche Flächen, die durch querende Verkehrswege voneinander getrennt sind. 

Vertrauenspersonen und Initiatoren (erklärungsbeteelegte Personell,. 1. Joachim Laj, 2. Lore Heering, 
3. Kchael hiectng Datum der Anzeige des Beginns der Sammlung: 15. September 2021 

Hinweise: 1.. Nach 4 Absatz 2 des ̀,/c..k.sabstimmurgsgesetzes(VAbstG), ilarf ulterzeichner, wer iza: Eirre'chung dv• 
UnterscIrtei;isten zur 337-gerschaft wahlberechtigt ist. Die Eintragung ist wirKsarn, wenr der Vor- urd Familienname, 
das Geburtsair und die Wohnanschrift enthalten sind. tuderr muss die eintragungsberecntigte Person eganhändg 
unter Angabe des Datums der Unterschriftsleistung unterschreiben. Fehlt einer dieser , Argaben, ist die E7ntragung auch 
gültg, wenn de Identität bei de- PrZeung der Listen anhand des Metrzeregiste's eindeutig festgestellt werden karr. 
*.inte.:sttitzungsberecnt4te, f3r die irrt fle:dezeister eine Auskunftsspere gemäß 51 Absa2 1 3undesmeldegesetz 
eingetragen ist, können sich auch ehre Argabe der Wohnarschzift ii cie enterschnfter Lsteeintragen Die Wohnen. 
schrift wird durch den i-riweis ersetzt, dass eile Auskunftssperre vorliegt 2. Ihre Daten werden aussch;ießlich zur 
Festster.ung des Z..staidekommers der Volksinitiative verweridet und auch von den Initiatoren, Vertrauenspersonen 
uriz. derer Hesperszren vertraulich behandelt 

3....eweils zwei der o`zer gerannten Personen sind berechtgt, für dielritiatoei folgende Erklärungen abzugeber: 
a) Sie dCrfen die Durchführung des VoIksbegehrens beantragten :4 6 Absatz 1 Salz 1 VAtestG), b) s:e dürfen den Entwurf 
in Z,berarbeitetur Poml einreichen (56 Absatz 1 Satz 3 VAbstG), se dürfen der Gesetzentwurf oder die andere Verlage 
UnIckr. enfren ri4 BAbsatz 1 VAbstG;. 4. Jede de- oben genannten Personen :st berecntgt, 6røie Iiitiatorer beim 
Hamburgischen Verfassungsgericht die Feststellung z.. beantragen, a dass die Vonuiretiativa zustande gekommen 
'st 14 27 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des VAbstG'„ b) ob ein Gesetz oder e'in Bescn:uss der Ra7gCrSelaft Z:ber einen be-
steunten Gegenstand der pe.itiscnen 'ArVertsbildung dem An ieger. der Vo1k&nitiative enh4rr:Cht ;427 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 2 VAbstV!. 
Erkläirungen: 
• Mit meiner WIerschrift unterstütze ich de volksinitiative zu dererlagezu ozen genarrtem Gegensund der 
politischen ksr.ienbbild..:ng. 

• Mir ist G&egenneit gegeben wenden, den Entwig! der Volage 'm voastäregen Wart.aut zur Kenenis zu nen:nen. 

UnterSchrtfteniisten bitte schnellstmöglich (spatestens his 14.03.2022: zurucksenden an Volk sinitiative Rettet Hamburgs Grün,  Tangstedter Landstraße 2€1b » 22417 Hamburg 
oder informieren Sie uns per 5-friait: unter st. hriften@rett et hambut gs-gruen.cie. Wir holen die Liste dann gerne bei Ihnen ab, 
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-11, RETTET HAMBURGS GRÜN - 
‘ KLIMASCHUTZ DETZr 

 

Für die Langfassung der Begründung sprechen Sie bitte 
die Sammelnden an, oder gehen Sie auf unsere Website. 

   

    

    

Kurzfassung der Begründung 

Grundgesetz Artikel 20 a (Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen und der Tiere) 

»Der Staat schützt auch in Verantwortung für die künftigen Generationen die natürlichen Lebensgrundlagen und die Tiere im Rahmer der verfassungs-
mäßigen Ordnung durch die Gesetzgebung und nach Malgabe von Gesetz und Recht durch die vollziehende Gewalt und die Rechtsprechung.« 

Ziel und Anliegen der Volksinitiative 

• Trctz des Klimawandels Werden 'n Hamburg weiter Grünflächen versiegelt und Uberschwernmungen in Kauf genommen. 

• Die Flächenversiegelung in Hamburg :st in 18 Jahren bis 2017 deutlich um 22,65 Millionen Quadratmeter (110 x die Binnenaster) angewachsen. 

• Versiegeluigi Erwärmung der Stadt und Abnahme der Lebensqualität - GesundheitseinschränKungen und Hitzetote sind die Folge. 

• Die Möglichkeiten zur Naherholung im unmitteibaren, fußläufigen Umfeld müssen dringend erhalten bleiben. 

• Der Erhalt von Grünflächen dient sov.icrl dem Insektenschutz als auch dem Erhalt derArtenvielfalt. 

• Grünflächen atmen CO2 ein und Sauerstoff aus. Je mehr Grünflächen wir erhalten, desto mehr CO2 wird aufgesogen. 

Wir wollen großflächige Grünflächen und landwirtschaftlich genutzte Flächen vor weiterer Versiegelung schützen. 

Der Vertrag für Hamburgs Stadtgrün schützt diese Grünflächen wie z. B. Diekmoor, Oberbillwerder, Wilder Wald nicht. Grünfläc nen ab 0,5 Hektar srid 
relevant für den Kaltluftaustausch und können eigene Kaltluft-ströme induzieren - sagt die Umweltbehörde. Zum Schutz der großflächigen Grün- und Landwirt-
schaftsflächen im Innenstadtbereich als auch am Stadtrand soll die neue Ausweisung von Baugebieten verhindert werden. Bauvorhaben, die nach derzeitigem 
Planungsrecht zulässig s7nd, sind nicht betroffen. Auch der Bau von Gartenlauben in bestehenden Kleingartengebieten bleibt weiter zulässig. Planungen irn 
Hafengebiet sind durch die Volksinitiative nicht betroffen. Es ist Aufgabe der Stadt, entsprecnende Potentiae zum Wohnungsbau im Stadtbereich zu rnobiiisieren, 
wie z.B. alte Industrief,ächen, leerstehende Gewerbeimmobilien oder oberirdische Parkplätze in der Stadt. 

Grundsätzlich solider >:Außenbereich« von Bebauung- für die Erholungsfunktion, den sparsarien Umgang mit der Natur und die Verhinderung von Versiege.ung - 
weitgehend freigeralten werden (§ 35 BauGB). Im Widerspruch hierzu werder Baugebiete im Au3enbereich ausgewiesen. Aber auch grüne Freiflächen in 
Hamburgs innenbereich stehen unter hohem Bebauungsdruck. 

Wir erwarten, dass der Hamburger Senat erkennt, dass in Zeiten des Klimawandels jegliche weitere Versiegelung unverantwortlich ist. 

Es wird Zeit zu handeln. Wir möchten mit allen Bürgern zusammen Hamburg als lebenswerte und grüne Stadt erhalten. 

www.rettet-hamburgs-gruen.de 
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RETTET HAMBURGS GRÜN • 
KLIMASCHUTZ JETZT! 

Volksinitiative Rettet Hamburgs Grün - Klimaschutz jetzt! 

Senat und Bürgerschaft unternehmen unverzüglich alle notwendigen Schritte, damit in großflächigen Grün-

 

und Landwirtschaftsflächen in Hamburg keine neuen Baugebiete durch Bebauungspläne ausgewiesen werden. 

Großflächige Grün- und Landwirtschaftsflächen sind solche Flächen, die 71.1M 1. Seoternber 2021 im Amtlichen 
Liegenschaftskatasterinformationssystern als »Sport-, Freizeit- und Erholungsfläche«, als »Gehölz, Wald« 
oder als »t andwirtschaft« ausgewiesen sind und die einzeln oder im Verbund die Größe von einem Hektar 
überschreiten. Als angrenzend gelten auch solche Flächen, die durch querende Verkehrswege voneinander 
getrennt sind. 

Ziel und Anliegen 

Im Grundgesetz Artikel 20 a (Sclutz der natürlichen Lebensgrundlagen und der Tiere) steht: uDer Staat schützt 
auch in Verantwortung für die kunftigen Generationen die natürlichen Lebensgrundlagen und die Tiere im 
Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung durch die Gesetzgebung unc nach Maßgabe von Gesetz und Recht 
durch die vollziehende Gewalt und die Rechtsprechung.« 

Trotz des Klimawandels und damit einhergehender extremer Wetterlagen werden in Hamburg entgegen den 
Interessen seiner Bürger/ Innen Grünflächen weiterhin großflächig versiegelt und damit auch Versickerungs-
möglichkeiten für immer häufiger auftretende große Regenmassen entzogen. Die Flächenversiegelung 

in Hamburg ist in 18 Jahren bis 201 deutlich uni 3%, (Lit 22,65 Millionen Quadratmeter (dies entspricht 

110-mal die Binnenalster) angewachsen (Quelle: BirDru 22/34(i). 

Versiegelung ist ebenfalls gleichbedeutend mit Erwärmung der Stadt und damit Abnahme der Lebensqualität - 
gesundheitliche Einschränkungen bis hin zu Hitzetoten sind die Folge und ein deutlicher Rückgang von 
Möglichkeiten zur Naherholung im unmittelbaren, fußläufigen Umfeld, 

Der Erhalt von Grünflächen dient sowohl dem Insektenschutz als auch dem Erhalt der Artenvielfalt. Bundes-

weit verzeichnen wir einen dramatischen Rückgang, in Hamburg wollen wir gegensteuern und sichern damit 

auch unser aller Überleben. Die Bundesregierung plant, den Flächenfraß bis 2050 zu stoppen (»nettoriull«), 

wir wollen dies schneller erreichen. 

Grünflächen binden CO2 und tragen damit zum Klimaschutz bei. Auch das Bundes•Klimaschutzgesetz sieht 

daher inzwischen entsprechende Ziele für den Sektor Landnutzung, Landnutzungsänderung und Forstwirt-

schaft vor. 

Grundsätzlich soll in Deutschland der Außenbereich von Bebauung weitgehend freigehalten werden (§ 35 BauGB), 

Als Gründe werden im Gesetz u. a. die Erholungsfunktion, der sparsame Umgang mit der Natur und die Verhin• 

derung einer Versiegelung genannt. Im Widerspruch hierzu, aber rechtlich zulässig haben die Gerneinden in den 

letzten Jahren viele neue Baugebiete im Außenbereich ausgewiesen. Dieser Prozess ist aus dem Ruder gelaufen, 

Aber auch die Freiflacher in Hamburgs Innenbereich stehen unter hohem Bebauungsdruck. 

Beschreibung der Regelung 

Um diese Ziele zu fördern, sollen großflächige Grünflächen und landwirtschaftlich genutzte Flac.hen vor 

weiterer Versiegelung geschützt werden, 

Der Bezug auf das Amtliche Liegenschaftskatasterinformationssystem hat den Vorteil, dass hier bereits eine 

aktuelle, flurstücksgenaue, amtliche Darstellung der tatsächlichen Nutzung in sinnvollen Kategorien vorliegt. 

Große unversiegelte Flächen sind dort als »Sport-, Freizeit- und Erholungsfläche«, als »Gehölz, Wald« oder als 

»Landwirtschaft« ausgewiesen. Die Ausweisungen können unter littps://geoportal-hamburg.de/geo• online/ - 

Themen • Hintergrundkarten - ALKIS-Express (farbig) als Kartendarstellung eingesehen werden. Als »Sport-, 

Freizeit- und Erholungsfläche« sind z.B. auch Kleingartenflächen und Friedhofe ausgewiesen. Entscheidend ist 

das Amtliche Liegenschaftskatasterinformationssystem in seinem Stand zum n 1. September 2021. 

www.rettet-hamburgs-gruen.de 
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Der Schutz dieser Flächen wird ab einer Mindestgröße von einem Hektar (10.000 m2) gewährleistet. Hier wird 
berücksichtigt, dass Grünflächen bereits ab einer Mindestgröße von 0,5 Hektar relevant für den Kaltluft-
austausch sind und eigene Kaltluftströme induzieren können (Behörde für Umwelt und Energie Hamburg, 
Grün Vernetzen - rachkarte für das Landschaftsprogramm, Erläuterungen, Stand April 2018, S. 18). 

Grünflächen ab einem Hektar haben nach besonders heißen Tagen nachts eine wohltuende kühlende 
Wirkung auf die umliegenden Stadtteile. Dies wird in den nächsten Jahren immer wichtiger werden. 

Zitat aus der Stadtklimatischen Bestandsaufnahme; »Damit Grünflächen überhaupt einen Flurwind ausbilden 
können, sollten sie eine Mindestgröße von etwa 1 Hektar aufweisen (SCHERER 2007).« [Quelle Stadtklima-
tische Bestandsaufnahme und Bewertung für das Landschaftsprogramm Hamburg - Klimaanalyse und 
Klimawandelszenario 2050 (von 2012), Seite 30] 

Schutzwürdig sind dabei solche unversiegelten Gebiete mit einer Größe von über einem Hektar auch dann, 
wenn sie sich aus zusammenhängenden Grün- und Landwirtschaftsflächen zusammensetzen. Querende 
Straßen führen nicht zu einer völligen Unterbrechung der ökologischen, klimatischen und freiraumgestal-
terischen Funktionen der Grün- und Landwirtschaftsflächen. Auch das Landschaftsprogramm Hamburgs 
schützt durch Straßen unterbrochene Grünverbindungen. 

Zum Schutz der großflächigen Grün- und Landwirtschaftsflächen soll dort die neue Ausweisung von Bauge-
bieten verhindert werden. Der Begriff Baugeblet knüpft an ä 1 Abs. 2 Baunutzungsverordnung an und 
bezeichnet die in einem Bebauungsplan für die Bebauung vorgesehenen Flächen (Wohngebiete, Gewerbe,  
gebiete etc.). Bauvorhaben, die nach derzeitigem Planungsrecht zulässig sind, sind nicht betroffen. Schon in 
Bebauungsplänen festgesetzte Wohngebiete können gebaut werden. Auch der Bau von Gartenlauben in 
bestehenden Kleingartengebieten bleibt weiter zulässig. Im Außenbereich sind weiterhin diejenigen Bauvor• 
haben grundsätzlich zulässig, die dort als sogenannte privilegierte Vorhaben nach § 35 Baugesetzbuch 
genehmigungsfäh:g sind, z. B. Gebäude für landwirtschaftliche Betriebe. Der Bezug auf Bebauungspläne 
bewirkt, dass Planungen im Hafengebiet (einschließlich der Hafenerweiterungsgehiete) gemäß ä 2 Hafen-
ertwicklungsgesetz, die dort durch Hafenplanungsverordnungen erfolgen, durch die Volksinitiative nicht 
betroffen sind. 

Betroffen sein können Grün- und Landwirtschaftsflächen, die in den Wohnungsbauprogrammen der Bezirke 
als Potenzialflächen aufgeführt sind, wenn für die Umsetzung der Planung eine Änderung oder ein Neuerlass 
von Bebauungsplänen erforderlich wäre. Hier ist es Aufgabe der Stadt, stattdessen entsprechende Potentiale 
zum Wohnungsbau im Stadtbereich zu mobilisieren, wie z.B. alte Industrieflächen, leerstehende Gewerbe-
immobilien oder oberirdische Parkplätze in der Stadt. 

Der vor kurzem unterzeichnete Vertrag für Hamburgs Stadtgrün legt seinen Schwerpunkt auf die Stadtmitte 
bis einschließlich des 2. Ringes. Außerhalb dessen liegende Grünflächen, wie z. B. das Landschaftsschutz-
gebiet Diekmoor in Langenhorn, der Wilde Wald in Wilhelmsburg oder die Marschlandschaft in Oberbillwerder 
haben wenig bis gar keinen Schutzstatus durch den Vertragsabschluss erhalten. Unsere Volksinitiative 
»Rettet Hamburgs Grün - Klimaschutz jetzt!« soll generell sowohl im Innenstadtbereich als auch außerhalb 
unsere Grünflächen schützen. Mit dem Bündnis fürs Wohnen, welches im Juli 2021 aktualisiert wurde, zeigt 
Hamburg eindeutig, dass all die Signale nicht gehört werden wollen. Es wird Zeit zu handeln. 

Aus diesem Grund starten wir die Volksinitiative »Rettet Hamburgs Grün Klimaschutz jetzt!«. Wir fordern 
vom Hamburger Senat, jegliche weitere Flächenversiegelung bei zusammenhängenden Grünflächen größer 
einem Hektar zu unterlassen. Wir erwarten, dass der Hamburger Senat erkennt, dass in Zeiten des Klima-
wandels jegliche weitere Versiegelung unverantwortlich ist. 

Wir möchten mit allen Bürgern zusammen Hamburg 

als lebenswerte und grüne Stadt erhalten. 

www.reettet-hamkeugs-0 WMen .ele 
SCANN MICH 
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Unterrichtung 
durch die Präsidentin der Bürgerschaft 

Betr.: Antrag der Initiatorinnen und Initiatoren der Volksinitiative „Rettet 
Hamburgs Grün – Klimaschutz jetzt!“ auf Durchführung eines Volksbe-
gehrens gemäß § 6 Absatz 1 des Hamburgischen Gesetzes über Volks-
initiative, Volksbegehren und Volksentscheid 

Der Senat hatte die Bürgerschaft gemäß § 5 Absatz 3 des Hamburgischen Gesetzes 
über Volksinitiative, Volksbegehren und Volksentscheid (VAbstG) mit Drs. 22/7029 
vom 18. Januar 2022 über die Feststellung des Zustandekommens der Volksinitiative 
„Rettet Hamburgs Grün – Klimaschutz jetzt!“ unterrichtet. 

Die am 15. September 2021 angezeigte Durchführung der Volksinitiative „Rettet 
Hamburgs Grün – Klimaschutz jetzt!“ hat im Sinne von § 2 Absatz 1 VAbstG eine  
andere Vorlage zum Inhalt mit der Aufforderung an Bürgerschaft und Senat, alle not-
wendigen Schritte zu unternehmen, damit in großflächigen Grün- und Landwirtschafts-
flächen in Hamburg keine neuen Baugebiete durch Bebauungspläne ausgewiesen 
werden. 

Der vollständige Wortlaut der Initiative ergibt sich aus der Anlage zur Drs. 22/6809. 

Nach § 6 Absatz 1 VAbstG haben die Initiatorinnen und Initiatoren der Volksinitiative 
„Rettet Hamburgs Grün – Klimaschutz jetzt!“ mit Wirkung zum 8. Mai 2022 bei dem 
Senat die Durchführung eines Volksbegehrens in unveränderter Form, ab Montag, 
dem 5. September 2022 beantragt. 

Carola Veit 
Präsidentin 
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